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Dritte Sitzung
im Ständehllusezu Düsseldorf,am Mittwoch den 1. Februar 1899.

Beginn 11 Uhr 30 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2, Antrag der Fachkommission IL zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend

den Bau des Verbindungskanals vom Dortmund-Ems-Kanal nach dem Rhein.

StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren! Ich
eröffne die Sitzung.

Das Protokoll von der vorigen Sitzung liegt zur Einsichtnahme der Herren auf dem
Tische bereit. Wenn keine Einwendungen dagegen erhoben weiden, werde ich es am Ende der
Sitzung genehmigen.

Ich habe sodann die Ehre, den Herren mitzutheilen, daß die Schriftführer für den heutigen
Tag sind die Herren Abgeordneten Freiherr von Cocls und Spiritus.

An Eingängen habe ich Ihnen vorzutragen, daß erstens der Ccntralgewerbevercineine
Anzahl Karten zum Besuche der Kunst- und Gewerbemuseen überscmdt hat, und ich habe diese
Karten auf die Plätze der Herrn Abgeordneten vertheilen lassen. Zweitens hat ebenso die Ver<
waltung der Kunsthallc Karten zum Besuche der Kunsthalle überscmdt, die ebenfalls auf Ihren
Plätzen niedergelegtsind. Weitere Eingänge liegen nicht vor.

Wir treten sodann in die Tagesordnung ein. Der einzige Gegenstand, der auf der
heutigen Tagesordnung vermerkt ist, ist der

Antrag der Fachkommission IL zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschusses, betreffend den Bau des Verbindungskanals vom Dortmund-
Ems-Kanal nach dem Rhein

Berichterstatter ist der Herr Geheime KommerzienrathLucg; ich ertheile demselbenhiermit
das Wort.

BerichterstatterAbgeordneter üueg: Nach der in der Drucksachc. Nr. 12 Anlage I ab¬
gedruckten Ministerial-Verfügung vom 20. Juli 1898 will die Königliche Staatsregierung eine
Gesctzesvorlage,betreffendErbauung des Mittellandkanals, einbringen. In diesem Gesetzentwurf
soll die Erbauung des Kanals von gewissen Garantien, welche die nächst bethciligtcnProvinzen und
sonstigen öffentlichen Verbände zu übernehmen hatten, abhängig gemachtwerden. Für die Strecke
von Dortmund bis zum Rhein ist die auf der beigefügtenKarte roth bezeichnete „Emschcrthal-
linie" von Hcrne nach Lanr gewählt.

Bei der früheren Vorlage handelte es sich um die Südemscherlinic, welche durchgehend
südlich der Emscher vrojektirt und mit ihren Zweigkanälen die Städte Heine, Bochnm, Essen,
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Oberhausen, Mülhcim, Duisburg und Ruhrort berühren sollte, während die jetzt allein in Frage
kommende Emschcrthallinieim Wesentlichendem Laufe der Emscher folgt, — falls man schließlich
nicht dazu übergehen sollte, die Emscher zu kcmcilisiren—, und bei Laar, etwas unterhalb Ruhrort,
in den Rhein mündet.

Die geforderten Garantien für die Strecke von Dortmund bis zur Elbe sind von den
betheiligten Provinzen sicher — bezw. in Aussicht gestellt. Dasselbe gilt für die Emscherthallinie
bezüglich der betheiligtenwestfälischen Kreise, so daß nur noch die Garantie der Rheinprovinzaussteht.

Für die Südemscherliniehat s. Zt. der 38. Prouinziallandtag eine 3'/« °/°ige Zinsgarantie
von einem Kapital von 10 000 000 Mark bewilligt, wovon 70 "/<> -- 245 000 Mark jährlich
auf die Nheinprovinz entfielen. Desgleichenhat er beschlossen, sich an den Betriebs- und Unter¬
haltungskosten,welche damals als Höchstbetragauf 50 000 Mark festgelegtwaren, mit 70 °/° ----
35 000 Mark zu betheiligen, insgesammt somit eine jährliche Garantie von 280 000 Mark zu
übernehmen. Von dieser Garantie wollte die Provinz ein Drittel übernehmen, während zwei
Drittel auf die nächst interessirten Kreise der Provinz vertheilt werden sollten.

Der darauf vorgelegte Gesetzentwurfscheiterte.
Inzwischen tauchte in Westfalen das Projekt der Lippekanalisirung auf, deren alleinige

Ausführung für die Nheinprovinz eine sehr schädigende Verschiebungder wirthschaftlichen Interessen
herbeigeführt haben würde.

Der 40. Provinziallandtag beschloß unter der Voraussetzungdes gleichen Vorgehens seitens
Westfalens, auf Grundlage der inzwischen von den beiden ProvinzialausschüssengefaßtenBeschlüsse,
wonach die Garantie für die Südemscherlinie von der Rheinprovinz mit den betheiligten west¬
fälischen Kreisen und für die Lippelinie von der Provinz Westfalen in Geineinschaft mit den
betheiligten rheinischenKreisen zu übernehmen sei, die Königliche Staatsregierung um die gleich¬
zeitige Ausführung beider Kanallinien zu erfuchen.

Inzwischen wurden von der Staatsregierung für die Südemscherlinie erheblich höhere
Garantien gefordert, nämlich:

1. Garantie des durch die Kanalabgaben etwa nicht gedeckten Fehlbetrags der Betriebs¬
und Unterhaltungskostenbis zur Höhe von 290 000 Mark (früher 50 000 Mark);

2. 3'/« °/°ige Verzinsung eines Drittels des Baukapitals der Hauptlinie und der Hälfte
des Baukapitals der Zweiglanale, dies war nach dem damaligen Anschlag jährlich
ein Zinsbetrag von 780 000 Mark (früher 245 000 Mark).

Summe Pos. 1 und 2 -- 10?0 000 Mark, hiervon 70 "/« für die Nheinprovinz --
?49 000 Mark gegen 280 000 Mark früher. Es war in Aussicht genommen, daß von den 3'/» °/o
'/»°/° zur Amortisation verwendet werden sollte.

Da indessen die Königliche Staatsregierung den gleichzeitigen Ausbau beider Kanallinien
ablehnte, erklärte der Prooinzialausschuß, daß er glaube, die in Aussicht gestellte Garantie auch
dann übernehmen zu können,wenn nur die Südemscherliniezur Ausführung gelangen sollte.

Da Westfalen nach wie vor für die Südemfcherlinie eine Garantieübernahme ablehnte,
wurden mit den an diefer Linie betheiligten westfälischen Kreisen Verhandlungen aufgenommen
und fortgesetzt.

Inzwischen traten Bedenken auf, ob die Südemscherlinie bei der fortgesetztenstarken
Bebauung des betreffenden Geländes überhaupt möglich sei und die aufzuwendendenKosten sich
rechtfertigen ließen, da der ursprüngliche Kostenanschlagvon 45 650 000 Mark sich innerhalb
4 Jahren auf 78 000 000 Mark erhöht hatte.
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Inzwischen waren an die Staatsregierung, da der Glaube an eine staatlicheAusführung
mehr und mehr ins Schwanken gerathen war, Anerbieten herangetreten, die Ausführung der
Lippelinie bezw. Kanalisirung der Emschervon Walzwerk Oberhausen bis Laar bei Nuhrort, der
privaten Ausführung zu überlassen.

Zur Aufklärung dieser Angelegenheit und Besprechung der Bedingungen der von der
Staatsregierung im Falle der Priuatausführung zu forderndenGarantie», fand am 23, Mai 1898
im hiesigenStändehaus eine Konferenz der Vertreter der Staatsregierung und der betheiligten
Provinzen, Kreisenund Interessenten statt.

Diese Konferenz führte zu dem in der Vorlage abgedrucktenMinistcrialschreibenvom
20. Juli 1898, wonach die KöniglicheStaatsregierung von der Ausführung der Südemscherlinie
endgültigAbstand nahm und den wegen der günstigerenGeländeverhältnisseschon länger erwogenen
Ausbau der Emfchcrthallinie Herne-WalzwerkOberhausen-Laar in Aussicht nahm.

Nach diesem Ministerialerlaß ist nur der Hauptlanal zu dem veranschlagten Höchstbetrag
von 45 298 000 Mark in Aussicht genommen und der eventl. Bau von Zweigkanälen der event,
privaten Ausführung vorbehalten.

Die Maximalgrcnze der zu garcmtirenden Betriebs- und Unterhaltungskosten ist auf
509 200 Mark festgesetzt. Diese Kosten sind, wie der Erlaß ausführt, sehr reichlich gegriffen und
werden erst bei voller Ausnutzung des Kanals event, zur Geltung gelangen, somit zu einem Zeit¬
punkte, wo die Rentabilität des Kanals auher Zweifel steht.

Die seitens der öffentlichenVerbände zu übernehmendeGarantie soll wie früher, außer
den Betriebs- und Unterhaltungskosten sich auf die antheilige 3°/<>igeVerzinsung und '/«"/„ige
Amortisation eines Drittels der Baukosten erstrecken.

Hiernach beläuft sich die Garantie im Höchstbetrageauf 3'/ü«/o von --------̂ ------- --
528 000 Mark > 509 200 Mark - 1 03? 700 Mark. Indessen sollen die Minister befugt sein, die
'/«°/nige Amortisation bis zum Beginn des 16. Betriebsjahres hinauszuschieben,so daß jährlich
75 500 Mark weniger, also nur in Summe 962 000 Mark zu garantiren sind. Von dieser
Befugniß wird voraussichtlich Gebrauch gemacht, da Westfalen und Hannover die Garantie für den
Mittellandkanal hiervon abhängig gemachthaben, was diesfeits gleichfallsgeschieht.

Im Gesetzentwurfist als Maßstab der Vertheilung der Garantiesumme auf Westfalen
und die Rheinprovinz die Länge der Kanalstreckezu Grunde gelegt und es entfallen hiernach für
die Rheinprovinz nicht wie früher ?0°/<,, fondern nur 54«/».

Somit beträgt die seitens der Rheinprovinz zu leistende Garantiesumme
«,. Betriebs- und Unterhaltungskosten276 800 Mark,
b. 3'/« »/« von 24 61? 000 -- 283 600^___^

560 400 Mark
und bei Aufschub von '/«"/« Amortisation nur 520 000 Mark, somit 230 000 Mark weniger wie
die im Jahre 189? für die Südemscherliniegeforderte Garantie, wobei indessen in Betracht zu ziehen
ist, daß die für Betriebs- und Unterhaltungskostenin Ansatz gebrachte Summe von 276 800 Mark
wohl niemals in Anspruch genommen und von der Zinsgarantie in Höhe von 283 600 Mark
bezw. 243 000 Mark schlimmsten Falls in den ersten Betriebsjahren ein geringerTheil in Anspruch
genommenweiden dürfte.

Der Provinzialausschuß glaubt, da die Südemscherlinie nicht zu haben, auch die Aus¬
führung im Wege des Privatuntenehmens einstweilenvon der Staatsregierung abgelehnt worden ist,
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die Emscherthallinie möglichst fördern zu sollen und beim Provinziallandtag die Uebernahme
der geforderten Garantien zu beantragen. Die Hinausschiebungder Tilgung des Baukapitals bis
zum Beginn des 16, Betriebsjahres zu fordern, so wie daß die betheiligten Kreise die vertragliche
Verpflichtungübernehmen, dem Provinzialverbande '/4 der Zahlungen, welche demselbenaus der
Uebernahme der Garantie erwachsensollten, zu erstatten. Die Kreistage der betreffenden Kreise
haben sich hierzu bereit erklärt:

1. Die Kreise Ruhrort, Mülheim a. d, Ruhr und Essen-Land erklären sich bereit, in
Gemeinschaftmit den sonstigen Rheinischen Kreisen, welche bei näherer Prüfung an
dem Kanaluntcrnehmen als interessirtbefunden werden sollten, dem Provinzialverbande
der Rheinprovinz '/^ aller Zahlungen zu erstatten, welche er auf Grund der von ihm
für den Bau des Herne-Rhein-Kanals (Emscherthallinie)in Gemäßheit des Ministerial-
erlasses vom 20, Juli 1898 geforderten Garantie jährlich zu leisten haben wird,

2. Der Provinzialverband wird die von den betheiligten Kreisen zu erstattenden Beträge
im Wege der Vorausleistung gemäß § 110 der Prouinzialordnung vom 1. Iuui 188?
und ß 91 Nr. 3 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 erheben.

3. Die Kreise sind verpflichtet, das zur Berechnung der Vorausleistungen erforderliche
Material, insbesondere die Angaben über Einschätzungder Interessenten bczw. die
Steuersätze derselben der Provinzialverwaltung rechtzeitig zur Verfügung zu stellen,
damit letztere in der Lage ist, den Vertheilungsplcm für die Vorausleistungen zu
entwerfen.

4. Der Vertheilungsplan bleibt für fünf Jahre in Geltung und wird alle fünf Jahre neu
aufgestellt.

5. Den Kreisen bleibt es überlassen, die auf sie entfallendenBeträge in Gemäßheit der
gesetzlichen Vorschriften über steuerliche Vorausleistung einzelner Gemeinden oder der
Angehörigeneinzelner Kreistheile unterzuvertheilen.

Der Kreistag des Kreises Ruhrort hat der Erklärung hinzugesetzt, daß die Untervertheilung
der Garantie nicht nach Maßgabe der Kanallänge in den Kreisen, sondern nur nach dem wirklichen
Interesse erfolgen dürfe, während der Kreistag des LandkreisesEssen den Wunsch ausgesprochen
hat, daß die Vorbelastung der Interessenten auf «/« der von der Provinz zu übernehmenden
Garantie ermäßigt werde.

Da die besonderenVortheile des Kanals nicht nur den unmittelbar berührten Kreisen
zu Nutzen kommen, sondern auch anderen nahe gelegenen Kreisen insbesonderesolchen, die etwa
durch Stichkanale mit dem Hauptkaml in Verbindung gebrachtwerden, so ist in der von den
Kreisen angenommenen Erklärung zum Ausdruck gebracht, daß die zunächst verpflichtetenKreise
Ruhrort, Mülheim und Esseil beim Nachweis von Garantieantheilen, welche andere Kreise nach
den in ihnen vertretenen Interessen zu übernehmen haben würden, theilwcise entlastet werden.
Die erwähntenKreistagsbeschlüsse sind seitens des Bezirksausschusses zu Düsseldorfam 12. Dezember
1898 bestätigt worden. , , . . . ^ . ^, .

Die wirthschaftliche Bedeutung des Mittellandkanals, insbesondere des Dortmund-Rhein^
kanals ist so vielfacherörtert worden, daß eine nochmaligeWiederholung unnöthig erscheint.

Das Bedürfniß einer Schifffahrtsverbindung im rheinisch-westfälischenIndustriegebiet,
Welches schon 1893 an dem GesammtgüterverkehrDeutschlandsmit 35,8°/« beteiligt war, obgleich
seine Fläche nur 0,,°/« beträgt, ist immer fühlbarer geworden. Die jährliche Zunahme der in
diesem Industriegebiet gefördertenKohlen betrug ea. 1300 000 t.
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Die Eisenbahnensind thatsächlich an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeitangekommenund
eine Entlastung durch eine leistungsfähigeWasserstraße ist im hohen Grade nothwendig, um den
mehr und mehr wachseudcn Masseuverkehrzu bewältige«.

Die großen Gewinne, welche der rheinisch-westfälische Kohlenbergbaudurch Herabsetzung
der Transportkosten und Ausdehnung des Absatzes im In- und Auslande erwartet, namentlich
unter Verdrängung des ausländischenBrennstoffes, sind bekannt. Diese Verminderung der Trans¬
portkostenwird dem ganzen Konsumgebietzu Gute kommen.

Die verminderten Transportkosten werden auch die rheinisch-westfälische Industrie mehr
und mehr befähigen, dein Wettbewerb auf dem Weltmarkte erfolgreicherzu begegnen, was um so
nothwendiger erscheint, da insbesondereder amerikanische Wettbewerb, gestützt auf günstigere
Naturverhältnisse und unterstützt durch außerordentlich billige Transportkosten, sich schon heute in
sehr gefahrdrohenderWeise fühlbar macht.

Angesichts unserer wachsendenBevölkerung ist die Erhaltung der Exportfähigkeitzweifel¬
los von der allergrößten Bedeutung, und Deutfchland hätte alle Veranlassung, Einrichtungen zu
schaffen, welche die Ausfuhr ermöglichen, wozu günstige Transportverhältnisse in erster Linie
erforderlich sind. Wie fehr die mit uns im Wettbewerb stehendenNachbarländer bezüglich eines
Wasserstraßennetzes uns überlegen sind, ist bekannt.

Der Dortmund-Ems-Kanal erleichtert dem östlichen Theil des westfälischenIndustrie¬
gebiets den Bezug von Erzen aus Schweden und Norddeutschland,ferner von Gruben- und Bau¬
holz und andererseits die Versendung von Massengütern über Leer-Emden, der östliche Theil ist
somit erheblich günstiger gestellt, wie der westlich belegeneTheil des Industriegebietes, so lange
dasselbe der Kanalverbindung mit dem Nheine entbehrt.

Nach Sympher betragen die unmittelbaren Vortheile des Mittellandkanals durch
Frachtersparuih in den ersten 10 Betriebsjahren 340 000 000 Mark.

Die mittelbaren Vortheile bestehen in der Hebung von Handel und Gewerbe und in
der hierdurchbewirkten Hebung des Wohlstandes, der eine günstige Einwirkung auf die Steuer-
traft der Provinzen ausübt.

Auch die rheinisch-westfälische Landwirthschaft wird zweifellos von dem Kanal Nutzen
ziehen. Wenn auch in Folge der Kanalverbindung ostelbisches Getreide mehr wie bisher in das
Industriegebiet zur Einfuhr gelangen wird, fo werden aber diese Mengen gegenüber den über die
holländischen Häfen zur Ginfuhr gelangenden Getreidemengen keine durchschlagendeRolle spielen.
Andererseits werden die Erzeugnisse der Landwirthschaft und Viehzucht: Butter, Milch, Ge¬
müse u. s. w., in Folge der zu erwartenden Hebung von Handel und Gewerbe, zu besseren
Preisen abgesetzt werden können.

Die außerordentlich großen Vortheile der Kanalverbindung, auf Grund deren der
Prouinziallandtllg zu dem Projekt der Südemscherlinie bereits zweimal seine Unterstützung aus¬
gesprochen hat, bleiben der Provinz im wesentlichen auch bei der Emscherthalliniegesichert.

Die Emscherthalliniemag vorerst bezüglich der zu erwartenden Transportmengen hinter
dem vermuthlichenVerkehr einer Südemscherlinie zurückbleiben,weil dieselbe die Städte Bochum,
Essen, Mülheim und Duisburg nicht direkt berührt, immerhin beziffert sich der Verkehr im Gebiet
der Emscherthallinieauf die enorme Menge von 21 Millionen Tonnen.

Dieser Verkehr ist eher zu niedrig als zu hoch angenommen, da nach einer Zusammen¬
stellung, die auch in der Vorlage zum Abdruck gelangt ist, die 5 Km nördlich und südlich
der projektirtenKanallinie belegenen 35 Zechen, zur Zeit eine jährliche Kohlenförderung uon 20
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Millionen Tonnen ausweisen, wozu noch erhebliche Frachtmengen der an der Kanallinie belcgencn
29 Hüttenwerkeund sonstigenindustriellenAnlagen und der Durchgangsverkehrhinzutreten.

Hinzu tritt ferner, daß die Kohlenförderungim OberbergamtsbezirkDortmund mehr und
mehr nach Norden vorrücktund die Kohlenförderungim Gebiet der Emscherthallinie,im Gegensatz
zu der Südcmscherlinicmehr und mehr steigen wird.

Auch dürfte zu erwähnen sein, was insbesonderewichtig für den Durchgangsverkehrist,
daß die Emscherthalliniedie kürzeste Verbindung mit dem Rheinc bildet.

Meine persönliche Ueberzeugung geht dahin, daß in verhältnißmäßig kurzer Frist der
Verkehr auf der Emscherthalliniesich bis an die Grenze der Leistungsfähigkeitdes Kanals steigern
wird und eine zweite Verbindung mit dem Rheine durch die Lippe-Kanalisirung sich als noth¬
wendig erweisen wird.

Die geringeren Baukostender Emscherthallinie und der Umstand, daß von ihr eine größere
Strecke in die Provinz Westfalen fällt, haben die gegen die Südemscherlinie bereits angegebene
bedeutende Ermäßigung des Höchstbetrages der von der Rheinprovinz event, aufzubringenden
Garantiesumme zur Folge.

Der Höchstbctragbeziffertsich auf 560400 Mark und bei Aufschub der Amortisation auf
520000 Mark.

Meines Trachtens ist mit dieser Summe überhaupt nur zu rechnen, da nach Ablauf der
eisten 15 Bctricbsjahre der Kanal zweifellos eine höhere Rente abwerfen wird.

Sollten wider Erwarten in den ersten Betriebsjahren die Kanalabgaben nur eine 2°/°ige
Verzinsungdes Baukapitals gestatten, würden für die Südemscherlinie nach der im Jahre 1894
übernommenenGarantie aufzubringen gewesen sein

70°/° von 1^°/° von 10 Millionen Mark — 105000 Mark, nach der im Jahre
189? verlangten Garantie 70°/° von 1'/2°/° von 25 Millionen Mark -- 262500 Mark.

Für die Emscherthallinie sind für dieselbe Verzinsung aufzubringen
54°/° von 1°/° von 45298000 Mark --- 81540 Mark.

3

Bei einer 3 °/°igen Verzinsung durch Kanalabgaben würden von der Rheinprovinz aufzu¬
bringen gewesen sein, nach den Beschlüssen

von 1894 --- ?0°/° von '/2°/° von 10 Millionen Mark --- 35 000 Mark
., 1897-70°/° „ '/«°/° „ 25 .. „ -87500 „
„ 1899 Emscherthallinie--- 0.

Es geht hieraus hervor, daß das Risiko der Provinz sich ganz erheblich vermindert hat.
Nimmt man für die Emscherthallinie,um dem Beispiel der Vorlage zu folgen, für die

ersten 10 Betricbsjahrc einen Gcsammtzuschußvon 3000000 Mark an, was meines Grachtcns
viel zu hoch gegriffen, so würde die Rheinprovinz 54°/° von 3 Millionen Mark -° 1620000 Mark
aufzubringenhaben, wovon seitens der nachstbetheiligten Kreise »/., seitens des Piovinzialuerbandes
'/. --- 405000 Mark oder durchschnittlich per Jahr 40500 Mark aufzubringen sein. Also selbst
bei der ungünstigen Voraussetzungkeine hohe Summe!

Daß das Vertrauen auf die Rentabilität des Kanals vorhanden ist, geht aus dem Umstände
hervor, daß auf verschiedenenSeiten die Bereitwilligkeit zur privaten Ausführung des Kanals vorhandenist.

Auch die Lippe-Iuteressenten haben ihre Bereitwilligkeit zur privaten Ausführung
der Lippelanlllisiruugin verpflichtenderForm dokumentirt, obgleich der für die Wasscrverbindung
zu erwartendeVerkehr mit dem voraussichtlichen Verkehr auf der Emscherthallinie sich nicht messen kann.
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Ich bin überzeugt und habe hierfür triftige Gründe, daß, sollte wider Erwarten der
Landtag der Monarchie der wichtigenKanalvorlagc gegenübersich ablehnend verhalten, die Inter¬
essenten für eine private Ausführung der Emschcrthallimesofort zur Stelle sein werden.

Die schematischeVerkeilung der Garanticlastcu uach der Länge der Kcmnlstrcckcn auf
die Provinzen Rheinland und Westfalen ist insofern für die Nhcinprovinz ungünstig, als sich der
Kanal im LandkreiseEssen auf eine längere Strecke dicht ncbcin dem Kreise Rccklinghauscuhin¬
zieht, ohne daß die Provinz Westfalen hierfür belastet ist.

Auch wird der Verkehr nach Westen stärker wie nach dem Osten sein und die vom Rhcine
weiter entfernt gelegenen westfälischenOrte größeren Nutzen von dem Kanal zieheil wie die
rheinischen Orte.

Die Provinz Westfalen beruft sich indessen, uud meines Erachtens nicht mit Unrecht, auf
die erheblichen Opfer, die sie für den Mittellandkanal zu bringen hat.

Eine größere Betheiligung wie 46°/° ist keinesfalls von Westfalen zu erlaugeu, da für
die Südemschernur mit größter Mühe eine Betheiligung von 30"/« erreichtwerden konnte.

Meine Herreu! Namens des Provinzialausschussesempfehle ich Ihnen, möglichst ein¬
stimmig zu beschließen:

„1. Die von Seiten der KöniglichenStaatsrcgieruug für die Herstellimg einer Kanal¬
verbindung zwischen dem Rhein nnd dem Dortmnnd-Ems-Kanal mittels der Emschcr¬
thallinie (Laar-Oberhausen-Herne) in dem Ministerialcrlaß vom 20. Juli 1898
geforderten Verpflichtungen in rechtsverbindlicherForm zu übcruehmcn nnd zwar
1. den durch die Abgaben für die Befahrung des genannten .Kanals nicht gedeckten

Fehlbetrag seiner von: Minister der öffentlichenArbeiten festgesetztenBetriebs- und
Unterhaltungskostenbis zum Höchstbctragcvon 276 800 M, für jedes Rechnungs¬
jahr dem Staate zu erstatten uud

2. für die 3°/nige Verzinsung eines Vaukostenantheilsvon einem Drittel der Summe
von 24 617 000 M. und dessen Tilgung mit '/°°/° nebst den durch diese er¬
sparten Zinsbeträgen in jedem Rechnungsjahre insoweit aufzukommen, als die
Einnahme aus den Kanalabgaben nach Abzug der aufgewendeten Betriebs- und
Unterhaltungskostenzur Verzinsung und Tilgung des gesummten für den Herne-
Nheinkanal verausgabten Vaukapitals mit zusammen 3'/2°/n nicht ausreicht;

II, diese Garantieübernahme von der Bedingung abhängig zu machen, daß die Garantie
für das Aufkommeneiner '/-"/»igen Tilgungsquote erst mit dem 16. Vetricbsjahre
eintritt und daß im Uebrigen die in dem Ministerialcrlassc vom 20. Juli 1898
aufgeführten näheren Bestimmungen der zu übernehmenden Vcrpflichtuugcu, insbe¬
sondere hinsichtlich der Verwendung der Ueberschüsse, beibehalten werden;

III. zwecks Aufbringung von "/< der Zahlungen, welche auf Grund der übernommenen
Garantie zu leisten sind, die Kreise Nuhrort, Mülheim a. d. Ruhr und Essen (Land)
und die sonstigen Rheinischen Kreise, welche bei näherer Prüfung an dein Kanal-
unternchmen als interessirt befunden werden sollten, im Verhältnisse des in den ein¬
zelnen Kreisen vertretenen Interesses in Gemäßheit der von diesen Kreisen gefaßten
Kreistagsbeschlüsse vom 19. und 24. November sowie 7. Dezembervorigen Jahres bezw.
auf Grund der gesetzlichen Bestimmungenzur steuerlichen Vorausleistung heranzuziehen."

In der Erwartung Ihrer einmüthigenZustimmung hoffe und wünsche ich, daß die beab¬
sichtigte Kanalverbindung nicht allein zum weiteren Gedeihen und Blühen unserer schönen Rhein-
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Provinz beitragen, sondern auch für die weitestenKreise unseres Vaterlandes zum bahnbrechenden
dauernden Vortheil sich erweisen wird, (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg.Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussionein. Zum Wort hat sich gemeldetder Herr AbgeordneteFritzen.

AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Ich danke zunächst dem Herrn Referenten für die
eingehende und lichtvolleDarstellung der Angelegenheit, wenngleich ich nicht ganz auf demselben
Standpunkte stehe, Ich will aber diesen meinen Standpunkt nicht in einer längeren Rede hier
begründen, sondern will nur eine ganz kurze Erklärung abgeben.

Zunächst begrüße ich es mit Freuden, daß die Königliche Staatsregierung sich dazu
entschlossen hat, dem Ausbau des großen Mittellandkanals näher zu treten.

Feiner bin ich der Ansicht, daß, nachdem der Dortmund-Gmshafen-Kanal fertiggestellt
ist, und nachdem nunmehr dieser Mittellandkanal in nächster Aussicht steht, es unbedingtnothwendig
erscheint,daß diese Kanäle einen Zugang zum Rheine bekommen und zwar durch eine Wasser¬
straße. Auch hätte ich an sich gegen den Ausbau der Emscherthalliniekeine Einwendung zu
erheben. Dagegen muß ich es sehr bedauern, daß in der diesmaligen Vorlage der Königlichen
Staatsregierung und auch in der Vorlage des Provinzialausschussesder Ausbau des Lippekanals
die Schiffbarmachuugder Lippe gänzlichfallen gelassen ist.

Meine Herren! Die Lippe ist doch eine seit Jahrhunderten, seit Jahrtausenden bestehende
alte Wasserstraße,welche in früherer Zeit auch schiffbar gewesen ist, und welche seit Jahrhunderten
den Verkehr aus dem innern Deutschlandzum Nicdcrrhciu vermittelt hat. Auch würde der Ausbau
der Lippelinie ganz erheblich billiger sein, als der Ausbau der Emscherthallinie.

Dann kommt in Betracht, daß, da voraussichtlich die Lippe dem neuen Kanal einen großen
Theil ihres Wassers abgeben muß, immerhin die Möglichkeitvorliegt, daß die angrenzendenBe¬
wohner namentlich in landwirthschaftlicher Hinsicht geschädigt werden.

Endlich will ich auch noch eins hervorheben. Es ist von sachverständigerSeite vielfach
die Befürchtung geäußert worden, daß, wenn allein die Emscherthallinieausgebaut würde, diese
Emscherthallinieschon durch den Lokalvcrkehr der an sie angrenzenden Zechen, Hütten und industrielle!!
Anlagen so überlastet werden würde, daß sie nicht mehr im Stande wäre, den großen Durchgangs¬
verkehr von der Elbe und der Weser zum Rhein zu vermitteln, und daß es daher nnbcdingt noth¬
wendig sein würde, neben diesem vorwiegenddem Lokaluerkchrvon industriellen Werken dienenden
Kanäle noch eine andere Kcmaluerbindnngzu schaffen.

Aus diesen Gründen bcdaure ich es recht sehr, daß sowohl die Königliche Staatsregierung
als auch infolgedessender Provinzialausschuß vom Ausbau der Lippelinie gar nicht mehr spricht,
und also, ich möchte sagen, die Lippe vollständigbrach legt.

Meine Herren! Dieses Bedauern aber wird namentlichsehr groß sein in einem großen
Theile Westfalens. Gerade in den westfälischen Kreisen hat man immer sehr darauf gedrungen,
daß ein gleichzeitiger Ausbau der Lippelinie erfolgt, wie ja auch der vorige Provinziallandtag sich
Mit diesem Gedanken vollständig vertraut gemacht hat; und es besteht eine starke Strömung in
Westfalen, welche wahrscheinlich auch schon in dem gleichzeitigmit uns tagenden westfälischen Land¬
tag zum Ausdruck kommen wird, daß ein gleichzeitiger Ausbau der Lippekanallinie angestrebt
Werde; vielleicht wird sogar der westfälische Landtag dazn übergehen,selbst diesen Ausbau in die
Hand zu nehmen.

Aber meine Herren! dem sei wie ihm wolle, in Rücksicht auf diese Verhältnisse,in Rück¬
sicht ferner darauf, daß ich im preußischen Landtage einen westfälischenKreis vertrete, welcherdiesen

V'
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Fragen mit einem getheiltenInteresse gegenübersteht nnd zu einem großen Theile gerade der Lippc-
tanallinie zuneigt, und in fernerer Erwägung, daß ich durchaus nicht wünsche,hier durch meine
Abstimmung ein Präjudiz zu schaffen für meine demnächstige Abstimmungim preußischen Abgeord¬
netenhaus«:, kann ich mich nicht entschließen,für den Antrag des Provinzialcmsschnssesz» stimmen.
Auf der anderen Seite kann ich mich ebenso wenig und zwar sowohl aus sachlichen Gründen als
auch aus persönlichenAnschauungendazu verstehen, gegen diese Linie zu stimmen; es bleibt mir
daher kein anderer Weg übrig, als mich der Stimme zn enthalten, um so jedes Präjudiz für meine
demnächstige Stellnng im Preußischen Abgeordnetenhaus zn vermeiden.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meldet sich
noch Jemand zum Wort? — Es ist nicht der Fall. (AbgeordneterFreiherr von Plettenberg-
Mehrum: Ich bitte ums Wort!) Freiherr von Plettenberg hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Plettcnberg-Mehrum: Meine Herren! Es ist vorhin
vom Herrn Berichterstatter darauf hingewiesen worden, daß auch die Landwirthschaftvon dem
Kanal Vortheile zu erwarten habe. Ich bemerke von vornherein, um lein Mißvcrständniß anf-
kommen zu lassen, daß ich beabsichtige,für den Kanal zu stimmen. Aber die Beweggründe, die
mich dazu treiben, liegen weniger im Interesse der Landwirthschaft,als im Interesse der Industrie;
denn ich bin der Meinung, und, glaube ich, mit mir das hohe Haus, daß Landwirthschaft und
Industrie Hand in Hand gehen und sich gegenseitig helfen und unterstützen sollen. (Lebhafter
Beifall!) Die Bedenkenfür die Landwirthschaft, die ich in dem Bau dieses Kanals sehe, liegen
allerdings für die Rheinprovinz und für die am Rhein gelegenenKreise nicht in dem unmittel¬
baren Import von Getreide — wie schon vom Herrn Referenten ganz richtig hervorgehobenist,
das kommt in solchen Massen Über Holland den Rhein herauf, daß eine größere Konkurrenzin
dieser Beziehung durch den Kanal nicht herbeigeführt werden kann. Anders liegt die Sache
indirekt. Durch den Kanal wird nach Westfalen Getreide hereingebrachtund es bildet sich dort
schon jetzt an dem Kanal eine Grohmühlen-Industrie, durch welche der Klcinmühlenbetriebmit der
Zeit unterdrückt werden wird» Mit den kleinen Mühlen wird aber dein kleinen Getreideproduzenten
das beste Absatzgebiet für sein Getreide entschwinden. Dadurch wird voraussichtlichauch in West¬
falen ein Rückgang des Getreidebaues eintreten und auch der westfälische Landwirt!) mehr und
mehr auf die Viehzuchtangewiesenwerden. Damit wird Westfalen in der Viehzuchtkonkurrirend
und preisdrückendauf unsere rheinischeViehzuchtwirken — ein Uebelstand,den ich ebenso voraus¬
sehe, wie den, daß durch die Beförderung des östlichen Holzes — sowohl später durch den Mittel¬
landkanal, wie vordem durch den Kaiser Wilhelm-Kanal, den Rhein-Emskanal hinauf — eine
wohl nicht ganz unbedenkliche Konkurrenz für die Holzbesitzer des Westens eintreten wird.

Ich sage das, wie ich schon erklärt habe, nicht, um gegen den Kanal zu sprechen. Ich
möchte aber nicht die Legende aufkommenlassen, als wenn die Landwirthschaftihrerseits aus dein
Bau des Dortmund-Nhein-Kanals für sich große Vortheile erwartet hätte.

Es wird, meines Erachtens, Sache der Vertretung im Abgeordnetenhausesein, und ich
werde zu meinem bescheidenen Theile in dieser Richtung zu wirken suchen, daß wir durch Gestaltung
der Kanalgebührentarife einen Schutz erlangen, den wir hoffentlich später von einer Schutzzoll¬
gesetzgebung in ausgiebigerer Weise erwarten dürfen. Mein Vorschlag, den ich schon im vorigen
Jahre oder vor zwei Jahren im Abgeordnetenhause gemacht und im vorigen Jahre wiederholt
habe, geht dahin, daß — um solchen Schäden entgegenzuwirken— man die Bergfahrt für solche
Massenprodukte,die konkurrirend in unser Land hereinkommenkönnen, so hoch tarifirt wie möglich.
Zu diesen Massenprodulten gehört insbesondere für die Landwirthschaft das Holz, und für die
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Industrie die Steinkohlen. Letztere Behauptung wurde mir vor zwei Jahren von den Herren
Industriellen im Abgeordnetenhausebestritten, hat sich aber schon im vorigen Jahre als durchaus
richtig herausgestellt, denn die kanalisirte Weser beförderte schon damals, wie jetzt, die englische
Steinkohle bis in die Provinz Hannover und — wenn auch nicht direkt zu Wasser — bis in
die Stadt Hannover hinein und wirkt damit zurückstauendauch auf dieses wichtige Produkt
unserer Industrie. Solchen Schäden entgegen zu arbeiten, erachte ich für eine unumgängliche
Nothwendigkeitund fasse dabei selbstverständlichnur solche Massenvrodukteins Auge, die unserer
heimischen Produktion eine schädigende Konkurrenzbereiten würden. Die Eisenerze aber z. B. —
die unsere Industrie aus Schweden bezieht und beziehen muh — wie alle solchen Produkte, die
hier der Veredelung harren, dürfen davon natürlich nicht getroffen werden. Diefer Anschauung
wurde s. Zt. zwar von dem Herrn Minister Thielen entgegengetreten,der Herr Minister Miquel
aber stellte sich ihr gegenüber freundlicher und ließ hoffen, daß die KöniglicheStaatsregierung
diese Frage mit Aufmerksamkeitverfolgen würde.

Das, meine Herren, ist das, was ich zu sagen habe. Es galt mir nur, von vornherein
die richtige und wahre Stellung der Landwirthschafthinsichtlich ihrer eigenen Interessen einerseits
und Ihres guten Willens der befreundetenIndustrie gegeuüber andrerseits darzulegen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren:
Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch
das Wort verlangt. (Abgeordneter Lueg-Obcrhausen: Ja, ich bitte!)

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLueg-Obcrhausen: Meine Herren! Die Befürchtungendes

Herrn von Plcttenberg bezüglich der Nachtheile,die der Landwirthschaftaus dem Kanal erwachsen
werden, erscheinen mir doch mindestens übertrieben. Wenn Herr von Plettcnberg behauptet, daß
sich an dem Kanal Getreidemühlen niederlassen würden und dadurch das ausländische Getreide
mehr in Mühlen, die am Kanal belegen, zur Ausmahlung gelangte, uud daraus ein Rückgangdes
Getreidebaues in Westfalen uud die Nöthigung der Westfalen, mehr der Viehzucht sich zuzu¬
wenden, sich ergeben würden, so kann ich dem doch nicht beistimmen. Denn, meine Herren, die
Getreidemühlen,die auf ausländischesGetreide sich stützen, legen sich doch besser unmittelbar an
den Rhein, wie das ja auch bei Duisburg der Fall ist. Das Mehl dieser Mühlen kann alsdann
leichter und billiger per Kanal transportirt werden.

Insbesondere möchte ich mich aber dagegen ausspicchen,was der Herr Abgeordnetevon
Plcttenberg ausführte, indem er meint, daß evcntl. Nachtheile, die durch den Kanal heibeigcführt
werden könnten, durch bestimmtehoch zu normierendeKcmalgebührcnausgeglichenwerden könnten.

Meine Herren! Ich möchte dringend warnen, diesen Weg zu beschreiten. Die Industrie
ist bereit, der Landwirthschaft jeden Schutz angcdcihen zu lassen dadurch, daß sie sich mit einer
Erhöhung der Einfnhrzölle einverstandenerklärt. Aber ich glaube, wir dürfen nicht dahin kommen,
daß wir einen Schutzzollhier gewissermaßen nochmals innerhalb des Landes durch bestimmteAuf¬
lagen zu den Frachtgebührcn etablieren. Meine Herren, ich glaube, daß würde keine richtige
Politik sein, und ich möchte deshalb diesen meinen Standpunkt bezüglich der differenziellen Kanal-
gcbühren nach dieser Richtung präzisirt haben.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr
AbgeordneteFreiherr von Plcttenberg hat das Wort. (Rufe: Schluß)

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mchrum: Ich möchte nur noch hinzufügen, daß
die Besorgniß, daß das Getreide der kleinen Getreidcbauern unverkäuflich werden wird — an den
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nicht am Rhein gelegenen Theilen, wie ich ausdrücklich hinzufüge —, doch wohl ihre gute Begrün¬
dung in den Umstand findet, daß cmsgespiochcnermaßcn die Großmühlen vorzugsweise aus¬
ländisches Getreide vermahlen (Zwischenrufe:Schluß! Schluß!) aus qualitativen Rücksichten,
(Glockedes Vorsitzenden), daß also die Hoffnung, daß der Kleinbauer sein Getreide an diese
Großmühlen los werden wird, wohl eine hinfälligesein dürfte.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir kommen zur Abstimmung, Ich bitte, daß diejeuig.cn Herren, welche dem Antrage Ihrer Fach¬
kommission zustimmen wollen, sich von ihren Sitzen erheben. (Geschieht,) — Das ist die große
Majorität; ich konstatire, daß der Antrag Ihrer Kommission angenommenist.

Ich möchte dem hohen Haus noch den Vorschlag machen, nachdem wir noch hinreichend
Zeit haben, wenn das Haus damit einverstanden ist, daß wir — was nach § 9 der Geschäfts¬
ordnung zulässig ist — noch einige kleinere Sachen heute auf die Tagesordnung setzen und be¬
handeln. Ich würde dem hohen Hause vorschlagen,noch den Etat zur Förderung von Kunst und
Wissenschaft, der auf Seite 521 bis 523 des Etatshefts gedrucktist, und dessen Berichterstatter
der Herr Abgeordnete Simons ist, noch vorzunehmen. Dann noch den Etat für die Provinzial-
musecn, ebenfallsim Etatsheft vorgesehen, wozu auch der Herr Abgeordnete Simons Berichterstatter
ist, drittens den Etat für gewerblicheZwecke und damit verbunden eine Petition der Stadt Barmen
betreffs Bewilligung einer jährlichenBeihülfe für die Webeschule in Barmen, wozu der Herr Ab¬
geordnete Barthels Berichterstatter ist. Wenn kein Widerspruch aus dem hohen Hause erfolgt,
dann darf ich wohl annehmen,daß hiernach verfahren weiden darf. (Zustimmung.)— Ich konstatire,
daß kein Widerspruch erfolgt, bitte daher den Herrn Simons, über den Etat zur Forderung
von Kunst und Wissenschaft den Bericht zu erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Simons: Meine Herren! Der Etat für Kunst und Wissenschaft
ist hervorgerufendurch § 4 Nr. 6 des Dotationsgesctzcsvom 8. Juli 1875, der erste Ursprung
des eigentlicheil Ständefonds.

Es ist da die Leistung von Zuschüssen für Vereine, welche der Kunst und Wissenschaft
dienen, desgleichen für öffentliche Sammlungen, welche diese Zwecke verfolgen,Erhaltung und Er¬
gänzung der Landcsbibliothekvorgesehen;der bei weitem größte Theil hat der Denkmalspflegege¬
dient, und außerdemsind kleinere Beträge für alle möglichen Denkmale: der Provinz ausgegeben
worden. Ferner sind aber auch in den Etat der Verwaltung der Provinzialmuseen25 400 Mark
eingesetztworden. Der Etat hängt also mit dem folgendenEtat einigermaßen zusammen, was
Sie schon aus Nr. 5 der Ausgaben ersehen. Es sind da zum Ankauf gefährdeter mittel¬
alterlicherDenkmäler für die Provinzialmuseen zu Bonn und Trier abermals 1000 Mark ein¬
gesetzt, welche wohl im nächsten Etat fehlen werden. Das wäre das, was ich darüber zu sagen hatte.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Wir treten in
die Diskussionein. Meldet sich Jemand zum Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe
ich die Diskussion,und bitte, daß diejenigen Herren, welche für den Antrag Ihrer Fachkommission
stimmen wollen, sich von Ihren Sitzen erheben. (Geschieht.) — Das ist die Majorität. Also der
Antrag ist angenommen.

Wir kommen dann zum Etat für die Provinzialmuseen; Berichterstatterist ebenfalls
Herr Simons.

BerichterstatterAbgeordneterSimons: Meine Herren! Ich kann mich auch über diesen
Etat kurz fassen. In den Einnahmen sehen Sie einige unbedeutendePachterlösc. Aber ich möchte
doch eine Bemerkungzu Nr. 3 der Ginnahmennoch machen. Es ist da als Eintrittsgeld für den
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Besuch der Museen 300 Mark für Bonn, 2200 Mark für Trier angesetzt, und ich möchte da
meine Ansicht aussprcchen, daß es außerordentlicherfreulich ist, wie von Jahr zu Jahr der Besuch
von Trier wächst und namentlich auch die Begeisterung für alle diese Zwecke,die dort gepflegt
werden. Ich möchte hier öffentlich darauf aufmerksam machen, daß von einem großen Theil unserer
Mitbürger diese reichen Schätze, die in Trier aufgestapelt siud, namentlich in römischen Alterthümern
und in Münzen, noch viel zu wenig besucht weiden. Wie Sie aus I.it. a Boun sehen, sind nur
300 Mark angesetzt. Leider ist dieser Bettag auch, den Verhälnissender Vergangenheitentsprechend,
angezeigt, ich darf aber wohl hier die Hoffnung aussprechen,daß alles geschehenwird, um auch
dieses Museum bekannter in der Provinz zu machen, und daß wir auch in dem nächsten Etat
eine bei weitem größere Summe einsetzen können. Hiermit möchte ich schließen,und bitte, den
Etat anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage, ob
Jemand zu dem Anträge das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall, also darf ich wohl
annehmen, daß die Herren mit dem Antrag Ihrer Fachkommissioneinverstanden sind und der
Antrag angenommenist.

Wir kommen dann zum dritten Gegenstand der erweiterten Tagesordnung: Etat für
gewerbliche Zwecke, damit verbundendie Petition der Stadt Barmen betreffs Bewilligung
einer jährlichen Beihülfe für die Webeschule daselbst.

Ich ertheile dem Herrn BerichterstatterBarthels das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterBarthels: Meine Herren! In dem Etat zur Unterstützung

gewerblicher Zwecke begcgneu wir zunächst acht alten Bekannten.
Es ist das in erster Linie der Zuschußfür die Königliche Webeschule zu Krefeld zur Be¬

willigung von Stipendien an Angehörigeder Rheinprovinz. Dafür werden wie bisher 9000 Mark
in Vorschlaggebracht.

Die zweite Position betrifft die Fachschule der Kleincisen- und Stahlindustrie zu Remscheid.
Da wird ebenfalls der bisherigeZuschuß von 10 000 Mark beantragt.

Die dritte Position ist der Zuschuß für die Korbflechtschulezu Heinsberg, und auch hier
soll der bisherigeZuschußvon 2000 Mark weiter bewilligt werden.

Es folgt die Hüttenschule zu Duisburg mit einem Zuschußvon 10 000 Mark, der eben¬
falls weiter erbeten wird.

AIs fünfte Position für den Central-Gewerbevereinfür Rheinland, Westfalen und be¬
nachbarte Bezirke zu Düsseldorfwerden wie bisher 12 500 Mark gefordert;weiter für den Kölnischen
Kuustgcwerbcvcrcin wie bisher 3000 Mark.

Darnach folgt der Unterhaltungsbeitragfür die Königliche Wcbeschule für die Woll-Industric
zu Aachen. Da sind bisher 3000 Mark bezahlt worden, und es wird dringend gewünscht,diese
Position auf 4000 Mark zu erhöhen. Die Erhöhung ist vom Provinzialausschuß als durchaus
begründet angesehen worden, und Ihre Fachkommission empfiehltIhnen, sie zu bewilligen.

Bei diesem Anlaß möchte ich hervorheben,daß es vielleicht wünschenswert!) erscheint, die
Zuschüssein ihrer verschiedenartigen Höhe bei der nächsten Etatsaufstellung etwas näher zu
begründen. Die Zuschüsse sind ja, wie Sie sehen, sehr verschiedenartig: für die Königliche Weberei¬
schule in Krefeld 9000 Mark, für Aachen werden jetzt 4000 Mark erbeten,ferner für die gewerbliche
Fachschule in Köln folgen gleichfalls10 000 Mark. Die verschiedenen Bewilligungen haben ihren
Grund in den verschiedenen Zuschüssen der Staatsregierung. Für die Königliche Webereischule in
Krefeld übernimmtder Staat drei Viertel des laufenden Etats und hat außerdem s. Zt. für die
Herstellungder Gebäude einen wesentlichen Beitrag geleistet.
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Aehnlichsteht es mit der Webeschule in Aachen. Indessen übernimmt hier der Staat
nur zwei Drittel des Iahrcs-Etats, nicht drei Viertel. Ich erwähne das hier speziell, weil später
eine Eingabe der Stadt Barmen um Bewilligung eines Zuschusses zur Berathung gelangt.

Das sind die acht alten Positionen, meine Herren, die im Etat wiederkehren.
Sie finden dann im Etat die Position: Zuschuß sür die Industrie- und Fortbildungs¬

schule für Frauen und Mädchen in Rheydt, Dieser Betrag von 2500 Mark erscheint zum ersten¬
mal im Etat. Er ist bisher aus den zur Verfügung des ProvinzialausschussesstehendenMitteln
bereits gewährt worden. Da er aber alljährlich wiederkehrt,so erscheint es richtig, ihn nunmehr
in den Etat einzufügen.

Weiter erscheint darnach als neue Position ein Zuschuß für die höhere Webcschulein
Gladbach. Der ist im mündlichen Vortrag von unserem Kollegen Quaö in der Höhe von
8000 Mark beantragt worden. Es wird aber von Gladbach dringend gewünscht,ihn auf 10 000
Mark zu erhöhen. Diese Fachschulein Gladbach, meine Herren, ist ein dringendes Bedürfniß,
um die nöthige Vorbildung sowohl für Arbeiter, für Spinnmeister und für Fabrikanten auch für
die Dauer zu schaffen und diefe Industrie in den Stand zu setzen, auf der Höhe der Leistungen
zu bleiben, welche heute von der Industrie gefordert werden. Die Fachkommissionwürde auch
ganz gern den Betrag auf 10000 Mark erhöht haben. Sie war aber im Zweifel, ob dafür disponible
Mittel zur Hand sind. Sie hat deshalb beschlossen, den Provinzialausschuß zu ersuchen,wenn
möglich aus noch vorhandenen Mitteln den Zuschuß von 8000 Mark auf 10000 Mark zu
erhöhen, fchliigt Ihnen aber vor, hier in den Etat die Summe von 8000 Mark einzusetzen.

Es folgt als Position 11: Zuschuß für die höhere Webeschule zu Mülheim a. Rhein
2000 Mark. Für die höhere Webeschule in Mülheim hat der Provinzialausschuß jährlich einen
Zuschuß von 2000 Mark auch schon aus disponiblen Mitteln, aus Mitteln, die zu seiner Ver¬
fügung stehen, bewilligt. Da diefer Zufchuß aber auch jährlich wiederkehrt, so wird beantragt,
auch diesen nun dauernd in den Etat einzusetzen.

Position 12 betrifft einen Zuschuß für die ins Leben zu rufende Schuhmachcrfachschulc
in Köln. Auch hier hat der Provinzialausschußim Jahre 189? einen Beitrag von je 2000 Mark
für die 2 Jahre in Aussicht gestellt. Wie inzwischen bekannt geworden ist, dürfte es noch fraglich
fein, ob diefe Schuhmacheifachfchule in Köln überhaupt ins Leben tritt, da sich Schwierigkeitenbei
den Verhandlungen mit der Staatsregierung ergeben haben, die noch nicht zu einem Abschluß
gelangt sind. Ihre Kommission hat aber geglaubt, Ihnen doch empfehlen zu sollen, die 2000 Mark
hier einzustellen, da es ja doch hoffentlichnoch zur Errichtung dieser Schule kommen wird.

Schließlichhaben in Position 13 bisher zur Verfügung des Provinzialausschussesgestanden:
7500 Mark. Nachdemaber eine ganze Anzahl von Positionen jetzt dauernd in den Etat ein¬
gestellt werden, erbittet der Provinzialausschuß hierfür zunächst die Summe von 6000 Mark.
Dadurch würde sich also dieser ganze Etat auf 81 000 Mark stellen.

Es kommt dann noch hinzu, meine Herren, als eine Position, die nicht in den Etat bis
jetzt aufgenommenist, die aber gestern in Ihrer Fachkommission IL ohne Widerspruch genehmigt
worden ist, der Zuschuß für die neu zu errichtende Webeschulc in Barmen.

Meine Herren! Ich bitte da etwas ausführlicher werden zu dürfen, da vielleicht den
Herren das Bedürfniß dieser Schlule bis jetzt nicht so klar vor Augen getreten ist.

Meine Herren! Die Barmer Industrie hatte als ihre Hauptgrundlage bisher Jahrzehnte
hindurch die Herstellung von Stapelartikeln, die immer unter den bekannten Namen: Bänder,
Kordeln und Litzen in allen Berichten erscheinen. Die Fabrikation war verhältnißmäßig einfacher
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Art, Sie hat Barmen groß gemacht. Sie hat aber von Jahr zu Jahr immer mehr aufgehört,
die eigentliche Grundlage unserer Industrie zu bilden. Die Textil-Indnstrie in fremden Staaten
hat bekanntlich in ihrer Entwickelunggroße Fortschritte gemacht, nnd die Märkte, die bisher von
der Barmer Industrie mit diesen einfachen Stapclartikeln versorgt wurden, versagen von Jahr zu
Jahr mehr, weil die betreffendenLänder eben fclbst diese Fabrikation aufgenommenhaben. Die
Fabrikation ist vcrhältnißmäßig einfach. Die Fabrikanten vom Ausland kommen zu uns, kaufen
die entsprechenden Maschinen, cngagiren sich einen tüchtigenMeister, nehmen auch wohl Arbeits¬
kräfte von uns mit hinüber und sind dann sehr schnell in der Lage, den Bedarf ihres Landes zu
decken. Auf diese Weise hat die Barmer Industrie große Verluste erlitten, die sich auch nicht
wieder einholen lassen.

Es mußte deshalb das Bestreben der leitendenKreise darauf gerichtet fein, für die Barmer
Industrie neue Grundlagen zu schassen, Diefe Grundlagen sind gefunden worden in der Her¬
stellung von Fabrikaten, welche dem veredelten,verfeinertenGcfchnmck genügen, Fabrikaten, wie sie
der erhöhte Kulturzustand unseres Volkes immer mehr begehrlich macht. Uni solche Fabrikate aber
herstellenzu können, bedarf es vollständig neuer Einrichtungen. Diese Einrichtungensind zunächst
angestrebt worden durch Errichtung einer Kunstgewerbcschule in Barmen, die mit dem größten Er¬
folge arbeitet. In dieser Kunstgewerbcschule werden einestheils Musterzeichner ausgebildet; es
müssen aber auch andere Ziele der Textil-Industrie durch dieselbe gefördertwerden, und das hat
den Anlaß gegeben, vor einigen Jahren eine besondereAbtheilung für Textil-Industrie an dieser
Kunstgewerbeschule zu errichten, die mit ganz hervorragendemErfolge arbeitet. Es ist gelungen,
für diese Abtheilung eine besonders tüchtige Kraft in der Person eines Herrn Octtcl zu finden,
welcher früher in Plaueu in Sachsen in ähnlicherStellung gewesen ist und außerdem durch langen
Aufenthalt im Auslande, in England und Frankreich,ganz hervorragende Kenntnissefür die Leitung
dieser Abtheilung sich erworben hat.

Es hat sich dann im Anschlußan diese Abtheilung der Kunstgewerbeschule ein Verein der
Fabrikanten gebildet: „BergischcrVerein zur Förderung der Textil-Industrie", der es sich zur Auf¬
gabe gestellt hat, durch Einholung von bedeutendenBeiträgen seitens der Fabrikanten die erforder¬
lichen Mittel zur Beschaffungneuer Muster für die Fabrikanten und die Zeichner zur Verfügung
zu stellen. Dieser Verein hat eine sehr segensreiche Thätigkeit entwickelt. Es werden dem Verein
von den Fabrikanten jährlich nicht weniger als 9000 Mark Beiträge gegeben.

Er empfängt außerdem einen Zuschuß von der Stadt Barmen in Höhe von 3000 Mark
und von der KöniglichenStaatsregierung durch das Handelsministeriumeinen Beitrag von eben¬
falls 3000 Mark, wofür der Verein der Königlichen Lehrmittclanstalt in Berlin die nöthigen
Muster für sämmtliche Wcbeschulen im Preußischen Staat liefert. Diefer Znsammenhang mit dem
KöniglichenHandelsministerium ist also auch ein Beweis, daß der Verein auf einer tüchtigen
Grundlage beruht, und daß er segensreich arbeitet. Als Erfolg hat diefer Verein aufzuwciscn,
daß im vorigen Jahre 15000 Muster an Fabrikanten cmsgeliehcn worden sind, und daß sich seine
Thätigkeit nicht nur auf Barmen, sondern auf die ganze Umgebung erstreckt.

Als weiteres Erfordernitz, um unsere Fabrikanten in den Stand zu setzen, den an sie
herantretenden Anforderungen in Bezug auf Geschmacksrichtung dauernd in jeder Hinsicht zu
genügen, hat sich nun die Errichtung einer KöniglichenWebeschule herausgestellt als Schlußstein
dieser veränderten Grundlage, die für die Banner Industrie absolut erforderlichist. Es haben
Verhandlungen mit dem KöniglichenHandelsministerium stattgefunden, und diese haben zu dem
erfreulichenResultat geführt, daß diese Webeschule ins Leben gerufen wird.
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Allerdings hat sich die Stadt Barmen dabei ganz erheblicheOpfer auferlegen müssen.
Die Kosten, die die Stadt Varmcn zu leisten hat, bestehen erstens in annähernd 700 000 Mark
für die Herstellung des Gebäudes. Es wird, um den Zusammenhang mit der Kunstgewerbeschule,
der unbedingt erforderlichist, auch ferner aufrecht zu erhalten, beabsichtigt, das jetzige Gebäude
der Gewerbeschule,welches der Kunstgewerbefchule gegenüber liegt, dazu zu verwenden und dort
hinter dem vorhandenen Gebäude einen 81isä-Bau zu errichten, wozu das nöthige Terrain vor¬
handen ist. Die Gewerbeschule wird in einem neuen Gebäude untergebracht werden. Weiter sind
für die maschinellenEinrichtungen diefer Schule 150 000 Mark erforderlich, die der Staat zur
Verfügung zu stellen übernommen hat.

Dann, meine Herren, kommt der Iahresetat, der sich auf eine sehr ansehnlicheHöhe
beläuft. Er wird 75- bis 80 000 Mark betragen, wovon die Stadt Barmen die Hälfte tragen muß.

Die Schule füll folgende Unterabtheilungen haben. Es soll in ihr betrieben werden:
Zunächst die Stoss- und Bandweberei, dann die Niemendreherei und darunter fpeziell die
Spitzenfabrikation. Dazu möchte ich bemerken, daß die Herstellung von Spitzen auf dem mecha¬
nischenWege in Barmen bereits zu einer ansehnlichen Ausdehnung gelangt ist. Sie ist ein
ausgezeichneterErsatz eben für die Stapelartikel, die für uns verschwundensind, und gelangt zu
immer größerer Vollkommenheit. Es werden jetzt schon Spitzen auf mechcmifchem Wege da
hergestellt, wo ein sehr kundiges Auge dazu gehört, um sie von den mit der Hand hergestellten
feinen Spitzen überhaupt noch zu unterfcheiden. Es ist aber dringend wünschenswerth, daß auch
für diefe Abtheilung die nöthigen Grundlagen gefchaffen werden in der Ausbildung der weiblichen
sowohl, wie der männlichen Arbeitskräfte, um diefe Industrie dauernd auf der Höhe zu erhalten,
und um ihr auch zu weiteren Erfolgen zu verhelfen.

Es foll weiter damit verbunden sein eine Färberei- und Appreturfchule, die bekanntlich
ja für unfere Industrie von ganz hervorragender Bedeutung ist; dann eine Abtheilung für Mustcr-
zeichnen, und grade diese Abtheilung wird also in Verbindung bleiben mit der Kunstgewerbeschule
und mit dem Verein zur Förderung der Tcxtil-Industrie; endlich zur Ausbildung weiblicher
Arbeitskräfte eine Abtheilung für Kunststickerei und Confektion. Meine Herren, auch die Barmer
Artikel, diese schmalen Besatzartikelsind bisher in anderen Bezirkenvielfach für Confektion verwandt
worden. Der Verdienst an diesen schmalen Vesatzartikelnfelbst war ein sehr geringer. Sind sie
aber von der Konfektionzum Vefatz von Kleidern zurecht gemacht,dann liegt ein ganz wesentlich
höherer Gewinn darauf, und es ist dringend wünschenswerth,daß der eben der Barmer Industrie
zugeführt wird. Dazu gehören aber auch weibliche Arbeitskräfte, die in der Geschmacksrichtung
genügend ausgebildet sind, um diese Sachen fo herzustellen,wie sie der Consum wünscht. Die
Abtheilung für Kunststickerei soll dazu dienen, brach liegenden weiblichenArbeitskräften aus dem
Mittelstände zu einer angemessenen Beschäftigungzu verhelfen. Bekanntlich liegen in allen großen
Städten in vielen Familien, die nun nicht in der Lage sind, grade ihre Töchter in die Fabrik zu
schicken,solche Arbeitskräfte brach, und es ist den Familien sehr willkommen,wenn diese Arbeits¬
kräfte sich nutzbar machen können. Dazu bedarf es aber auch der Anleitung der verschiedensten
Art, und die Bestrebungen in dieser Hinsicht sind Ihnen ja bekannt. Es besteht hier in Düsseldorf
eine Kunststickereischule, die mit großem Erfolg arbeitet, und es ist wünschenswerth, daß solche
Kunststickereischulennun auch weitere Ausdehnung an anderen großen Plätzen finden.

Dadurch, meine Herren, durch diese verschiedenartigenAbtheilungen ist der große Etat in
Höhe von 75 bis 80 000 Mark bedingt. Da die Stadt Barmen nun im Uebrigen gleichzeitig
noch andere große Unternehmungen in Bezug auf das Schulwefen vor hat — es wird im Verein
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mit Elberfeld eine Maschinenbauschuleerrichtet und gleichzeitigeine Vaugewerkschule— so sind
dadurch die finanziellen Kräfte der Stadt Barmen ganz außergewöhnlich stark in Anspruch
genommen, und es liegt daher der Antrag vor, für diese Schule eine Summe von 10 000 Mark,
wie sie für die anderen großen Fachschulen gezahlt wird, in den Etat einzusetzen.

Wenn Sie dazu Ihre Zustimmung geben sollten, wie die Fachkommission I L Ihnen
einstimmigempfiehlt, so würden in den vorliegendenEtat nur 5000 Mark einzusetzen sein, da
diese Schule am 1. Oktober nächsten Jahres ins Leben treten soll, und da also nur uoch ciu
halbes Jahr davon in die zweijährige Gtatspcriode fällt, für welche die Mittel heute bewilligt
weiden sollen. Wir erbitten also Ihre Zustimmung, diesen Etat von 81 000 Mark um diese
5000 Mark zu vermehren. Er würde sich dann auf die Summe von 86 000 Mark stellen. Die
Provinzialvcrwaltung glaubt, daß es ganz unbedenklich ist, diese 86 000 Mark einzusetzen, weil
noch disponible Mittel von dem laufenden Jahre voraussichtlichzur Verfügung stehen werden.
Vom Jahre 1901 ab, meine Herren, haben wir überhaupt wieder über wefeutlich höhere Summen
zu verfügen,da dann die Uebcrschüssc der Landcsbcmk wieder disponibel werden, die bis dahin zur
Bezahlung der Dcnkmalkostcnin Anspruchgenommenfind. Es dürfte sich dann empfehlen, den
Etat für gewerbliche Zwecke noch weiter auszustatten, als es bisher geschehen ist und es dürfte
ganz unbedenklich sein, also jetzt auch diese 10000 Mark als voraussichtlichständigen Zuschuß
einzusetzen, aber für die jetzige zweijährigePeriode, um die es sich heute handelt, nur 5000 Mark
einzusetzen.

Ihre Fachkommissionhat wie gesagt, beschlossen,den so auf 86 000 Mark erhöhten Etat
Ihnen zur Annahme zu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenbcrg-Stammhcim: Ich eröffne die
Diskussion und frage, ob Jemand das Wort dazu verlangt? Herr Abgeordneter Kcsselkaul?
(AbgeordneterKcsselkaul: Nein!) — Herr AbgeordneterIörrissen.

AbgeordneterIörrissen: Meine Herren! Es ist nicht meine Absicht, gegen die hier vor¬
geschlagenenVerwendungen im Etat für die gewerblichenZwecke irgendwie etwas äußern zu
wollen. Im Gegentheil, meine Herren, geht meine Absicht dahin, Sie zu bitten, diesen Betrag
noch etwas zu erhöhen. Auch die Webcschule der Stadt Aachen ist diesmal bedacht worden.
Der Umstand, daß man in Vorschlaggebrachthat, den bisherigen geringen Zuschuß von 3000 Mark
auf 4000 Mark zu erhöhen, beweist, daß man sich doch dessen bewußt war, daß die bisherigen
Zuschüsse etwas gering gegriffeninnren.

Die Webcschule in Aachen, meine Herren, ist eine bereits seit längeren Jahren bestehende
Anstalt, die in einer starken Entwickelung,in großer Blüthe begriffen ist. Die Frequenz nimmt
fortwährend zu; damit wachsen aber auch die Bedürfnisse in Beziehung auf die Ausstattung der
Lehrmittel und in Bezug auf die weitere Beschaffungvon Lehrkräften. Die StadtgemeindcAachen
hat seiner Zeit zur Errichtung der Schule einen sehr bedeutendenBeitrag dadurch geleistet, daß
sie ein höchst werthvolles Grundstück hergegebenhat, und sie trägt auch jährlich noch mit einem
Zuschuß von etwa 2000 Mark zu den Bedürfnissender Anstalt bei.

Nun ist, meine Herren, in dem vorliegendenEtat für Gladbach namentlich ein Zuschuß
von 8000 Mark vorgesehen und für die neu zu errichtende Schule in Barmen werden 5000 Mark
in Vorschlaggebracht. Aachen soll nur 4000 Mark abbekommen. Da, meine Herren, glaube ich,
würde es nur der Gerechtigkeit entsprechen, wenn Sie dem Wunsche, den unsere industriellenKreise
sofort bei dem Bekanntwerden des Etats zum Ausdruckgebracht haben, Folge geben und auch
hier einen Zuschuß wenigstens in der Höhe, wie er hier für die Stadt Barmen in Antrag gebracht

8»
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wird, der Wcbeschule in Aachen bewilligen. Es würde das also eine Erhöhung um 1000 Mark
sein, (AbgeordneterIanßen: Ich bitte ums Wort!) was ich hiermit beantrage.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stannnheim: Herr Abgeordneter
Ianßen hat das Wort.

AbgeordneterIanßen: Ich erlaube mir, den Antrag des Herrn KollegenIörrifsen zu
unterstützen. Wenn die Etatssätze für die gewerblichenSchulen, wie sie der Provinzialausschuß
Ihnen vorgeschlagenhat, von der Kommissionüberall acceptirt worden wären, wenn keine Zusätze
in der KommissionPlatz gefunden hatten, so würde ich kein Wort über die Sache verlieren.

Nun kommt aber die Webeschule von Barmen und erbittet für sich einen Zuschuß von
10 000 Mark, will freilich augenblicklich davon nur 5000 Mark in Anspruch nehmen. Meine
Herren, wenn das geschieht, dann treten einige der älteren und in gleicherweisebedürftige Fach¬
schulen doch sehr stark in den Hintergrund. Krefeld bezieht von der Provinz einen Zuschuß von
9000 Mark und hat eine Iahressubvention von Seiten des Staates von drei Viertel des
Gesammtkostenbetragcs! Aachen erhält zwei Drittel der Kosten aus Staatsmitteln und bezog bis
jetzt von der Provinz einen Beitrag von 3000 Mark, der nunmehr auf 4000 Mark erhöht werden
soll. Das ist nach meinem Dafürhalten in Rücksicht auf die AnsprücheBarmens doch zu wenig.
Ich möchte daher für den Fall, daß Sie den Banner Antrag acceptiren, bitten, Aachen wenigstens
auf denjenigen Satz zu stellen, den Bannen für sich in Anspruch nimmt, nämlich vorderhand auf
5000 Mark.

Den Herrn Präsidenten würde ich bitten, wenn er über den Etat abstimmen läßt, die
Position von Barmen jedenfalls separatim zu behandeln. Der Unterschiedzwischen dem Beschluß
der Kommission und dem Vorschlag des Provinzialausschussesist etwas start. Bei einem Etat
von im Ganzen, glaube ich, einigen 70 000 Mark (Zurufe: 81000 Mark!) ist eine Erhöhung um
10000 Mark doch sehr bedeutend. Darum dürfte es sich empfehlen, daß wir den Antrag der
Kommissionin Bezug auf Bannen durch besondere Abstimmung erledigen. Ueber die übrigen
Theile des Etats würde dann in der Weise abgestimmt werden können, daß nur in Bezug auf
Aachen noch der Antrag des Herrn Iörrifsen zur Berücksichtigungkäme.

Stellvertretender VorsitzenderGraf zu Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Zwcigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ja, meine Herren, ich habe gestern an Sie und den Pro¬
vinzialausschuß die dringende Bitte gerichtet, Sie „lochten dem Bestrebenentgegentreten, daß Jeder
aus dem Töpfchen der Provinz so viel Fett wie möglich für sich herausschöpfenmöchte (Bravo!)
und ich habe den Provinzialausschuß gebeten, doch gegenüber diesen Anträgen, von denen jeder
einzelne die volle Sympathie haben kann, etwas hart zu sein. Meine Mahnung ist, wie wir
heute sehen, leider auf sehr unfruchtbaren Boden gefallen. (Heiterkeit.) Bei dem ersten Etat, den
wir berathen, da geht die Geschichte schon wieder los. (Heiterkeit.) Meine Herren! Ich möchte
dringend bitten, diesem Antrag gegenüber hart zu bleiben. Wenn der Provinzialausschuß nach
reiflichenErwägungen den Zuschuß für Aachen auf 4000 Mark bemessen hat, dann wird er
dafür wohl seine guten Gründe gehabt haben. Und da speziell ja der Herr Vorsitzendedes Pro«
vinzialausschussesin der Lage war, die Gründe für Aachen auch dort schon anzuführen, so lassen
wir uns nicht bestimmen, hier durch gutmüthiges Entgegenkommengegenüber einigen Kollegen zu
weiteren Ausgaben überzugchen. Hier heißt es meines Erachtens ganz bestimmt: ?rinoipü8
od»t«,! (Lebhafter Beifall.) (Abgeordneter Ianßen: Ich bitte um's Wort.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Ianßen hat das Wort.
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AbgeordneterIanßen: Ich möchte dem Herrn KollegenZweigert nur erwidern, daß
ich im Eingang meiner Worte schon eben gesagt habe, daß, wenn der Barmer Antrag nicht
erschienen wäre, wenn also der Etat in der Gestalt, wie ihn der Provinzialausschuß an den
Provinziallandtag gebracht hat, von der Kommissionangenommenworden wäre, ich keine Ver¬
anlassung zu Bemerkungen gehabt hätte. Erst das Erscheinendes Banner Antrages und die
dadurch intendirte Verschiebungin Bezug auf die Bewilligungenfür die übrigen Anstalten hat mich
dazu geführt, den Antrag des Herrn Iörrissen zu unterstützen. Ich habe meine Absicht bereits
kundgegeben, gegen den Antrag von Barmen zu stimmen, weil daraus eben eine zu starke Be¬
lastung des gewerblichenEtats entstehenwürde.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürsten berg -Stamm heim: Es hat sich
Niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort
verlangt. (Abgeordneter Varthels: Jawohl.) Ich ertheile dem Herrn Berichterstatterdas Wort.

BerichterstatterAbgeordneter Barthels: Meine Herren! Ich habe zunächsteine kleine
Korrektur meiner eigenen Ausführungen eintreten zu lassen. Ich bin von dem Herrn Landesrath
Klausener darauf aufmerksamgemacht worden, daß durch diese Bewilligung an Barmen eine Ver¬
schiebung im Etat nicht einzutreten braucht, daß also nicht, wie hier vorgeschlagen ist, eine Erhöhung
von 81000 auf 86 000 Mark zu erfolgen braucht. Es stehen in dem Etat zur Hebung und
Förderung der gewerblichen Thätigkeitder Provinz auf Beschluß des Provinzialcmsschnsses 6U00 Mark.
Aus diesemFonds sind bisher schon verschiedene Positionen gedeckt worden, die jetzt in den Etat
eingesetzt wurden; es liegt also die Möglichkeit vor, aus diesem Fonds diese 5000 Mark, die für
Barmen jetzt zum ersten Mal erbeten werden, zu- bcstreiten. Es ist also gar kein Anlaß vorhanden,
den Etat von 81000 auf 86 000 Mark zu erhöhen. Sodann ist mich noch eine Bemerkung
gefallen, daß der Provinzialausschußsich erst gegenüberdem Antrag der Stadt Barmen ablehnend
verhalten habe. Ja, meine Herren, die Summe war seitens der Stadt Barmen etwas zu hoch
gegriffen, und wenn der Provinzialausschuß in seinen:Beschluß das hat zum Ausdruckbringen
wollen und dadurch der Stadt Barmen eine kleine Rüge ertheilt hat, daß sie in ihren Anforderungen
zu weit gegangen ist, so acceptire ich diese Rüge dankbar nnd glaube, daß man in Barmen auch
jetzt dieses Gefühl hat.

Ich habe einen dahin gehendenBericht erstattet, und man wird Ihnen in Barmen sehr
dankbar sein, wenn Sie also in Zukunft, für die späteren Jahre, diese 10 000 Mark und jetzt
also die Halbjahrsrate von 5000 Mark bewilligen. Es haben sich in Ihrer Kommission IL —
sie war gestern sehr stark besucht — auch eine ganze Anzahl Mitglieder des Provinzialansschusses
an den Berathuugen betheiligt und sie haben alle freudig dem Beschlußzugestimmt,Barmen diese
Zuwendung von 5000 Mark zu machen.

Ich wiederhole also, daß die Bewilligung an Barmen erfolgen kann, ohne daß irgend
welche Erhöhung des Ihnen vorliegendenEtats stattfindet.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Es hat sich noch
Herr Freiherr von Solemacher zum Wort gemeldet. Ich frage ihn, ob er zur persönlichen Be¬
merkung das Wort haben will; denn sonst ist die Diskussiongeschlossen,nachdem der Herr Bericht¬
erstatter schon gesprochen hat.

AbgeordneterFreiherr von Solemachcr-Antweiler: Ich erlaube mir zu bemerken,
daß die Diskussionnicht formell geflossen worden ist, sondern nur dem Berichterstatterdas Wort
gegeben wurde. Derselbe hat ein vollständiges Novum in die Disknssionhereingebracht. Es handelte
sich bisher um eine Mehrbewilligung von 5000 Mark, während der Herr Berichterstattereine
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Aenderung der Positionen vorschlägt,also die Position 13 des Etats heruntersetzen will. Und ich
glaube, daß es mir doch gestattet sein dürfte, darauf einige Worte zu sagen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr
Berichterstatterhat das aber in seinen eigenen Ausführungen rectifieirt.

Abgeordneter Freih err von Solemacher- Antweiler: Ich meine eben, diese Ratifikation
ist das Novum.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ach so! Ich
ertheile Ihnen dann das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Die Etats sind
uns in diesem Jahre sehr zeitig zugegangen und es ist uns dadurch Gelegenheit gegebenworden,
dieselbeneiner eingehendenPrüfung zu Hause zu unterziehen.

Ich habe aus alter Gewohnheit mich dieser Prüfung nicht entzogen, sondern unterzogen
und ich möchte bemerken, daß ich in dem ganzen grauen Buche eigentlich nichts auszusetzengefunden
habe, sondern ich würde überhaupt in der Lage sein, on dloo-Annahme sämmtlicherEtats hier zu
beantragen, so vorzüglich, musterhaft, steißig, gewissenhaftund mit Sachkcnntniß sind dieselben
ausgearbeitet. (Beifall!)

Meine Herren! Wenn nun hier Aenderungenbeantragt werden, so ist das Bestreben des
Einzelnen, etwas für seine nächste Umgebung herauszuschlagen,ja bereits von dem Herrn Ober-
bürgemcisterZweigcrt in recht treffender Weise bezeichnetworden. Meine Herren, ich möchte
mich nunmehr aber gegen diese Aenderung,die der Herr Berichterstattermit der Nr. 13. vornimmt,
ganz entschieden erklären. Denn wenn Sie aus einem Etat von 81000 Mark das Einzige, was
dem Provinzialausschußzur freien Verfügung steht, nm im Laufe der Etatspcriode nun auch einmal
da einzuspringen, wo ein plötzlicher Nothstand sich zeigt — wenn Sie ihm das wegnehmenuud
darauf die Haud legen, ja, dann möchte ich aus meiner Erfahrung im Provinzialausschußsage»,
dann ist der Provinzialausschußja lahm gelegt. Also ich würde das im höchsten Grade beklagen.
(Sehr richtig.)

Wenn es nöthig wäre, würde ich viel eher darein willigen, 4—5000 Mark mehr auf
irgend eine andere Weise zu beschaffen. Aber den Provinzialausschußdürfen Sie nicht lahm legen;
und deshalb, meine Herren, beantrage ich, sowohl den Antrag von Barmen wie den Antrag von
Aachen abzulehnen und einfach den Etat, wie er vom Ausschußvorgelegt worden, womöglichon
bloc anzunehmen. (Rufe: Schluß! — Landeshauptmann Dr. Klein: Ich möchte eine Bemer¬
kung machen!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr
Landeshauptmann hat das Wort.

Landeshauptmann Dr. Klein: Es wird allerdings sehr schwer fallen, den jetzigen Etat
für gewerbliche Zwecke noch zu erhöhen. Die Einnahmen für diesen Etat werden entnommen aus
den Zinsüberschüssender Landesbank, und diese letzteren sind für die gegenwärtige Etatspcriode
vollständig festgelegt,sodaß aus ihnen nichts mehr entnommen werden kann. Dagegen wird es
allerdings möglich sein, bei der neuen Etatsaufstcllung eine größere Summe aus den Zinsüber¬
schüssenzu entnehmen, wenn Sie, meine Herren, den Vorschlägen des Provinzialcmsschnssesdahin
zustimmen,daß die Kosten des Kaiserdcnlmalsaus deu jetzt vorhandenenBeständen gedeckt werden,
und dadurch der gcsammte Zinsübcrschuß der Landesbank wieder frei gemachtwird.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Landesrath
Klausener hat das Wort.
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Lllndesrath Klausener: Meine Herren! Was die finanziellen Verhältnissedieses Ihnen
vorliegendenEtats betrifft, so bemerke ich, um Mißverständnissenvorzubeugen,Folgendes:

Für Barmen sind 5000 Mark beantragt, zahlbar am 1. Oktober 1900. Es sind bean¬
tragt je 10000 Mark für die beiden Etatsjahre, jedoch sollen nur im letzten Jahre 5000 Mark
erhoben werden. Die Schuhmacher-Innung, die uutcr Nr. 12 des Etats mit 2000 Mark ein¬
gestellt ist, wird das Geld voraussichtlichnicht erheben. Diese 2000 Mark wachsenalso den
unter Nr. 13 erwähnten 6000 Mark zu. Aus dem laufendenEtat, der mit 7500 Mark zu dem¬
selben Zweckeausgestattet ist, sind noch ca. 3—4000 Mark vorhanden, sodaß der Pruvinzial-
cmsschnß dieselbe Summe noch zur Verfügung hätte, die jetzt im Etat vorgesehen ist, nämlich
6000 Mark, wenn auch diese 5000 Mark für Barineu und die 1000 Mark für Aachen bewilligt würden.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeord¬
neter Freiherr von Coels möchte noch eine Erklärung abgeben.

Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Ich möchte den Ausführungen
des Herru Landesrath Klcmfeuer noch hinzusetzen, daß die I. Fachkommission sich erst dazu ent¬
schlossen hat, den Antrag der Stadt Barmen anzunehmen, nachdem seitens der Beamten der
Lnndesvcrwaltungdie Erklärung abgegebenworden war, daß dein Provinzialnusschußim Laufe der
nächstenGtatspcriodc voranssichtlichnoch weitere Mittel zur Verwendung für gewerbliche Zwecke
würde» zur Verfügung gestellt werden. Die Minderung des Dispositionsfonds des Provinzial-
ausschusses, welche aus dem Antrag der Stadt Barmen hervorgeht, würde daher nur eiue formelle
nicht aber eine thatsächlich sich fühlbar machende sein. (AbgeordneterIanßen: Ich bitte ums Wort!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenbcrg-Stammhcim: Herr Abgeord
neter Ianßen hat das Wort.

AbgeordneterIanßen: Meine Herren! Die Erklärung des Herrn Landesrath Klausener
ändert die Sache nicht. Thatsache ist, daß wenn Sie 5000 Mark von den 7500 Mark, die dem
Provinzialnusschuß als Dispositionsfonds für gewerblicheZweckezustehen, herausnehmen,(Zuruf:
Nicht mehr 7500 Mark sondern nur 6000 Mark!) also von den 6000 Mark, Sie dann den Dis¬
positionsfonds ans 1000 Mark beschränken, — nicht wahr? — Bis auf diesen kleinen Rest würde
der ganze Dispositionsfonds an die Fachschulen herausgegebenwerden müssen.

Die Exspcktanzcn, die uns der Herr Landesrath eröffnet, kann ich ohne Weilers Namens
des Ausschussesnicht acceptircn. Sie sind im Provinzialnusschuß nicht zur Sprache gebracht
worden, es find also Nova. Unter diesen Umständen, meine Herren, bleibt die Sache also die,
daß, auch wcuu die Summe von 5000 Mark erst vom 1. Oktober 1900 ab in Anspruchgenommen
wird, für den Rest der Periode, doch der Provinzialnusschuß in seinen Dispositionsmittcln stark
beeinträchtigtwird. Darum schließe ich micht dem Vorschlagedes Herru von Solemacher an, den
Antrag des Provinzialnusschusses,so wie er Ihncu vorgelegt ist, anzunehmen. Thun Sie das,
dann bringen Sie den Provinzinlnnsschnß nicht in Verlegenheit, und Sie handeln so am
korrektesten. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abge¬
ordneter Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friedcrichs: Meine Herren! Ich glaube nicht verschweigen zu dürfen, daß
es bedenklich ist, wenn bezüglich der Beiträge zu den gewerblichen Schulen der Schein auf das
Haus fällt, als wenn ein Wetteifer von Stadt zu Stadt stattfinde!: könnte und dürfte. Zur
Prüfung des Beitrages für eine Fachschule ist in erster Linie erforderlich, zu untersuchen,wie weit
denn die Wirkung dieser Fachschule sich erstreckt, ob ausschließlichauf die örtliche Industrie oder
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auf die gange Provinz oder noch weiter. Es giebt ja Fachschulen,die in ihrer Wirkung fast
beschränkt sind auf die Stadt oder auf ein kleines Gebiet. So muh ich bitten, nicht lediglich
um deßwillen, weil Barmen so und so viel als Beitrag erhält, Aachen 1000 Mark mehr zu
bewilligen. Allein entscheidend bleibt die Frage, wieweit die Wirkung sich erstreckt; und ich bitte
das hohe Haus, ein für alle Mal, die Beiträge nicht nach den Städten zu bemessen; das wäre
verhängnißvoll für die Prüfung der Berechtigung des Zuschusses. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr Landes¬
hauptmann hat das Wort,

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich habe bereits hervorgehoben,daß wir
den Etat für gewerbliche Zwecke nicht erhöhen können. Ebensowenig können wir die geforderte
Summe aus anderen Etatstiteln bewilligen. Sodann sind die Gründe, die Herr Friederichs mit
großem Rechte hervorgehobenhat, noch nicht eingehendgeprüft worden. Ich meine, meine Herren,
daß wir unter diesen Umständen dem Antrag der Stadt Barmen nicht zustimmen können. Das
Einzige, was meines Erachtens zulässig erscheint,ist, daß Sie den Antrag dem Provinzialausschuß
überweisen. Es erscheint dies um so mehr gerechtfertigt,als der geforderte Betrag eventuell aus
dem Dispositionsfonds des Provinzialausschussesgegebenwerden müßte. Bei dieser Sachlage ist
es wohl auch angezeigt, daß Sie den Provinzialausschuß auch darüber befinden lassen, ob die
Verhältnisse gestatten, die beantragte Bewilligung eintreten zu lassen, oder nicht. Hiernach scheint
mir die Ueberweisungan den Provinzialausschuß die beste Lösung zu sein.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Becker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Vei allem Wohlwollen für die Wünfche der
Stadt Barmen, die, wenn sie sich bei näherer Prüfung als berechtigt erweisen, nach meiner
Auffassung auch in Anbetracht der Ausführungen des Herrn Geheimraths Friedrichs berücksichtigt
werden müssen, scheint mir doch der Vorschlag des Herrn Landeshauptmanns bei der ganzen Sach¬
lage der allein richtige zu sein. (Zustimmung.)

Wir können hier unmöglich prüfen, welche Wirkung die Schule auf weite Kreise hat,
wir können unmöglich eingehend prüfen: welche Ziele verfolgt die Schule, in welchemUmfange
erfüllt sie diefe Ziele zur Zeit? — Denn davon hängt die Bewilligung doch ab. Ich meine
daher, Sie sollten dem Ausschusse das Vertrauen schenken,daß er in eine eingehende sachliche
Prüfung der Vorlage eintreten wird, aber von einer definitiven Befchlußfassungjetzt Abstand
nehmen. Ich glaube, das können wir augenblicklich gar nicht thun. Sie haben nur zwei Wege:
entweder weisen Sie die Sache noch einmal an Ihre Kommissionzurück, oder aber, meine Herren,
— das letztere halte ich für den korrekteren und richtigeren Weg — Sie überweisendie Angelegenheit
dem Ausschuß. (Sehr richtig!) Entspricht dann der Ausschuß in dem, was er bei eingehender
Prüfung der Sachlage beschließt,nicht Ihren Erwartungen, so haben Sie im nächstenLandtag
vollständig die Gelegenheit, den Ausschußbeschlußzu rectifiziren. Ich möchte Ihnen empfehlen,
dem Antrag des Herrn Landeshauptmanns zu folgen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Iürrissen hat das Wort.

AbgeordneterIörrissen: Meine Herren! Nach den Darlegungen, die von Seiten des
Herrn Landeshauptmanns gemachtworden sind, ziehe ich den für Aachen gestellten Antrag zurück.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage, ob
noch Jemand in der Sache das Wort verlangt? — Es fcheint nicht der Fall zu sein.
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Dann können wir also zur Abstimmungkommen, nachdem kein Antrag weiter vorliegt. —
Herr Ianhen hat auch keinen Extraantrag gestellt? (Abgeordneter Ianhen: Ich habe keinen
Antrag gestellt!) — Der Antrag war conform mit dem des Herrn Iörissen.

Dann kamen wir also zur Abstimmung über die Anträge Ihrer Kommission. (Abgeord¬
neter Ianhen: Zur Fragestellung!) (Zuruf: Antrag Becker!) Herr AbgeordneterIanßen
hat das Wort.

Abgeordneter Ianhen: Man kann in zweierlei Art über die Sache abstimmen, ent¬
weder zunächst über den Antrag der Stadt Bannen und dann über den Etat, oder umgekehrt
zunächstüber den Etat und dann sevaratim über den Antrag der Stadt Barmen. Es bleibt sich
ganz gleich. (Abgeordneter Becker: Ich bitte ums Wort!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr Abgeordneter Becker.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich habe meinen Vorschlag, indem ich mich
dem Herrn Landeshauptmann anschloß, so aufgefaßt, daß Sie über den Antrag Barmen heute nicht
beschließen sollen, sondern beschließen sollen, den Antrag dem Ausschuhzur näheren Prüfung und
Beschlußfassungzu überweisen. (Zustimmung.) Damit wäre dem Antrage Barmeu Gerechtigkeit
widerfahren, während es mir hart erscheint,den Antrag Barmen heute direkt abzulehnen. Dann
wäre also jetzt nur über den Etat zu beschließen und damit wäre die Sache in Ordnung. Und
diesen Antrag mochte ich, wenn es nothwendig erscheint, formell stellen: also nicht über den An¬
trag Barmen heute zu beschließen, sondern den Beschluß dem Ausschußzu überlassen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wir würden
also zunächstüber den Antrag des Herrn Oberbürgermeisters Becker abstimmen, der noch schrift¬
lich eingebrachtwerden wird: Die Sache noch einmal an den Provinzialausschuß zu verweisen,
und ich bitte, daß diejenigen Herren, welche für diefen Antrag sind, sich erheben. (Geschieht.)—
Das ist einstimmig.

Nun würden wir über den Etat noch abzustimmenhaben, nämlich den Etat für gewerb'
liche Zwecke für die Etatjahre vom 1. April 1899 bis 31, März 1900 und vom 1. April 1900
bis 31. März 1901. Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den Etat, wie er Ihnen vorgelegt
ist, annehmenwollen, sich erheben mögen. (Geschieht.) Der Etat ist mit großer Majorität angenommen.

Meine Herren! Vor Schluß der Sitzung möchte ich dem Herrn Gehcimrath Friedrichs
noch einmal das Wort ertheilen.

AbgeordneterFriedrichs: Meine Herren! Mit den Drucksachen21 und 26 sind wir
an einem Epoche machenden Zeitpunkte für die Irrenpflege angekommen. Die Berathung dieser
beiden sehr wichtigen Vorlagen hat in der Fachkommission 11^ zu dem Entschluß geführt, die
beiden Anstalten Grafenberg und Galkhcmscn zu besuchen, und zwar den ersten Besuch auszuführen
am Freitag: Abreisevom Hanptbcchnhof hier um 10 Uhr per Wagen, mit Rückkehr gegen 1 Uhr.
Den zweiten Besuch gedenken wir ab Hcmptbahnhof1"° mit Rückkehr 5°" Tags nachher, Sams¬
tags, zu machen. Ich mache diese Mittheilung für den Fall daß außer den Mitgliedern der
Fachkommission auch andere Abgeordnetesich anschließenwollen, dabei empfehle ich dringend, die
hochinteressante Drucksache vorher zu lesen. (Heiterkeit.) Nach der Geldseitc handelt es sich dabei
um ungefähr 9 Millionen Anleihe, was gewiß die Wichtigkeitnicht weniger kennzeichnet. (Abge¬
ordneter Becker: Ich bitte zur Geschäftsordnung!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeord¬
neter Becker zur Geschäftsordnung.

9
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AbgeordneterBecker: Ich weiß nicht, warum die Bestimmungen geändert sind. Ich
glaubte, wir sollten am Freitag eine Plenarsitzung haben.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr Landes¬
hauptmann zur Geschäftsordnung.

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, am nächsten
Freitag Nachmittag 4 Uhr die Plenarsitzung abzuhalten, damit die Herren Vormittags die Tour
nach Grafenberg unternehmen können. Außerdem sind noch einzelne Fachkommissionen mit ihren
Arbeiten so zurück, daß sie den Freitag Vormittag nöthig haben, um die Geschäfte zu erledigen.
Wenn die Sitzung auf Freitag Nachmittag 4 Uhr anberaumt wird, so können die Herren theils
Vormittags in den Kommissionenarbeiten und theils die Fahrt nach Grafenberg unternehmen.

Ich möchte dann noch weiter vorschlagen,daß die Herren nach der Sitzung am Freitag
Abend hier im Ständehcmse vereinigt bleiben, wie das auch in früheren Jahren der Fall
gewesen ist. Für den Fall, daß dies beliebt werden sollte, würde ich hier die nöthigen Vorberei¬
tungen durch den Restaurateur treffen lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr AbgeordneterBecker.

Abgeordneter Becker: Ich weiß nicht, wie es den anderen Herren geht; ich persönlich
habe mich darauf eingerichtet,daß die Plenarsitzung wie üblich, um 12 Uhr sein sollte. Wir
können sie ja auf 1 Uhr verlegen. Aber wenn die Herren absolut Grafenberg am Freitag sehen
wollen, können sie auch Vormittags dorthin fahren. Warum sollen wir Nachmittags spät um
4 Uhr erst in die Sitzung eintreten? Das will mir eigentlichnicht ganz gerechtfertigterscheinen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr AbgeordneterFriederichs.

Abgeordneter Friederichs: Ich glaube, meine Herren, wir können um 1 Uhr Freitag
Sitzung haben, im Anschlußan den Besuch von Grafenberg.

Landeshauptmann Dr. Klein: Dann ziehe ich meinen Antrag zurück, indem ich einver¬
standen bin.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr AbgeordneterMeuser.

Abgeordneter Meuser: Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß am Freitag morgen
verschiedene Fachkommissionen arbeiten müssen. Ich will um 10 Uhr eine Sitzung meiner Fach¬
kommission abhalten. Wenn die Herren dann nicht zu haben sind und erst um 1 Uhr zum
Plenum kommen,dann giebt es kolossale Widerwärtigkeiten, und möglicherweisewürde die Folge
sein, daß Sie länger tagen müssen. (Zuruf: Die Herren gehen einfach nicht mit! — Abgeord¬
neter Becker: Darf ich noch zur Geschäftsordnung ums Wort bitten!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr Abgeordneter Becker.

Abgeordneter Becker: Herr Geheimrath Friederichs hat sich mit der Sitzung um 1 Uhr
einverstandenerklärt. Dann können doch die Kommissionenan dem Morgen tagen, und wenn
einzelneHerren es vorziehen sollten, statt dessen die Besichtigung mizumachen, dann sind die
Kommissioneneinmal etwas schwächer besetzt. Aber ich möchte doch zur Erwägung anheimgeben,
ob denn nicht Ihre Kommission(zum AbgeordnetenFriederichs) erst am Samstag die Besichtigung
eintreten lassen tonnte. Dann würden gar keine Kollisioneneintreten. Dann können wir Freitag
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in den Kommissionenarbeiten, wir können Freitag im Plenum arbeiten, und Samstag würde für
die Besichtigungfrei zu stellen sein. (Zuruf: Beide Besichtigungenauf den Samstag verlegen!)
Einverstanden, und dann am Samstag kein Plenum.

Landeshauptmann Dr, Klein: Dann würde also Samstag keine Plenarsitzung sein.
Abgeordneter Becker! Meine Herren! Dann lassen Sie es doch ruhig bei der Plenar¬

sitzung am Freitag um 1 Uhr. (Zuruf: 1'/- Uhr! Dann kommt ein Zug von Köln!) Ich bleibe
am Freitag hier; ich habe nur gegen Abend in Köln zu thun.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr Graf Beifsel.

Abgeordneter Graf Beifsel von Gymnich: Meine Herren! Ich möchte bitten, die
Plenarsitzung auf Freitag um 2 Uhr anzusetzen. Es ist unmöglich, wenn man um 10 Uhr erst
von hier nach Grafenberg fährt, um 1 Uhr wieder hier zu fein, wenigstens wenn man wirklich
etwas fehen will. Wenn man blos eine Spazierfahrt machen will, reicht ja die Zeit aus, aber
wenn man die Anstalt auch nur oberflächlichansehen will, ist dieses nicht der Fall. (Unruhe.
Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich glaube es wird doch am besten sein,
wenn Sie beide Besichtigungen auf Samstag verlegen (Zustimmung) und Freitag um 12 Uhr
die Plenarsitzung abhalten. Sie würden dann Samstag Vormittag Grafenberg und Samstag
Nachmittag Galthausen besuchen können. (Sehr richtig! — Zurufe.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich bitte also um Ihre Ansicht oder Ihre Zustimmung zu dem Antrage des Herrn Landes¬
hauptmanns, Freitag die Plenarsitzung um 1 Uhr beginnen zu lassen (Rufe: 12 Uhr!) — Der
Herr Landeshauptmann hat sich glaube ich, versprochen; er hat eigentlich 1 Uhr gemeint. (Erneute
Rufe: 12 Uhr!) Wenn Sie um 12 Uhr beschließen, dann natürlich also um 12 Uhr.

Ich möchte Ihnen dann vorschlagen,daß Sie folgende Tagesordnung genehmigen:

1. Nr. 60 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Bereitstellung von Mitteln aus Provinzialfonds zur Erhaltung der landschaftlichen
Schönheit des Siebengebirges. Drucksachen.Nr. 13. Berichterstatter: Ianßen.

2. Nr. 61 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Bewilligung aus dem Dispositionsfonds (Ständefonds) des Prouinziallandtages.
Drucksachen. Nr. 25. Berichterstatter: Linz.

3. Pos, 5 des Petitionsverzeichnisses. Drucksachen, Nr. 40.
Petition der Rheinischen Notare, betreffend Aufrcchthaltung des rheinisch-rechtlichen
8ww8 yuo bezüglich der Kompetenzder Notare. Berichterstatter: Freiherr von Coels.

4. Nr. 148 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Herstellung von Kleinpstaster, Großpstaster, Brücken und Bauten auf den Prouinzial-
stiaßen. Drucksachen. Nr. 28. Berichterstatter: Dr. von Sandt.

5. Nr. 166 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Etat über die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von ViehentschädigungenSeite
515 bis 519 des Gtatsheftes. Berichterstatter: Limbourg,

9*
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6. Antrag der Fachkommission IIIL, bei der Königlichen Staatslegierung vorstellig zu werden
1. wegen der Zulassung der Viehversicherungskassen zu den thierärztlichenObduktionen

bei den eine Entschädigungspflicht des ProvinzialverbandesbegründendenSeuchefällen,
2. wegen Herabminderung der Schicdsmannsgebühren. Berichterstatter:Limbourg.

7. Nr. 151 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Vorlage, betreffend die Bereitstellung weiterer Geldmittel zum Bau von Kleinbahnen.
Nr. 30 der Drucksachen. Berichterstatter: Kattwinkel.

8. Nr. 24 des Vorlagen-Verzeichnisses
Erlaß eines Nachtrages zu dem Statut der Landesbank. Drucksachen Nr. 24 und 38.
Berichterstatter:Lueg-Düsseldorf.

9. Nr. 25 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Bericht über die Ausführung des Beschlussesdes 4". RheinischenProvinziallandtags
wegen Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihescheinen.Drucksachen. Nr. 34. Bericht¬
erstatter: Lueg-Düsseldorf.

10. Nr. 26 des Vorlagen-Verzeichnisses.
Verlängerung des Vertrages mit der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstaltwegen
Gestellung der Bureau- lc. Beamten. Drucksachen.Nr. 17. Berichterstatter: Iörifsen.

11. Nr. 27. des Vorlagen-Verzeichnisses.
Antrag der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstaltauf Genehmigung zur hypothe¬
karischen Beleihung von Grundstücken zum Zwecke der Erbauung von Arbeiter-
Wohnungenund Lungenheilstätten. Drucksachen. Nr. 18. Berichterstatter: Iorissen.

Das wäre das Pensum für die Tagesordnung am Freitag um 12 Uhr. Das Wort
hat noch erbeten Herr Abgeordneter Courth.

Abgeordneter Courth: Ich möchte bitten, die Wahlprüfungen auch noch auf die Tages¬
ordnung zu setzen. Ich bin am Montag vielleicht nicht hier. (Stellvertretender Vorsitzender
Graf von Fürstenberg-Stammheim: Zum Schluß?) Ja!

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Also, Herr
AbgeordneterCourth wünscht noch als letzten Gegenstand die Wahlprüfungen auf die Tagesordnung
zu fetzen, wo Herr Geheimrath Courth Berichterstatter ist. Sind die Herren damit einverstanden,
daß so verfahren wird? (Rufe: Jawohl!) Dann würde ich das Weitere veranlassen.

Nunmehr fchließe ich die Sitzung.

(Schluß nach 1'/, Uhr.)
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